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Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung des 

Transplantationsgesetzes 

Vom 2. Februar 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung des 

Transplantationsgesetzes 
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Artikel 1 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Transplantationsgesetzes 

Das Gesetz zur Ausführung des Transplantationsgesetzes 
vom 9. November 1999 (GV. NRW. S. 599), das zuletzt 
durch Artikel II des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 
(GV. NRW. S. 702, ber. 2008 S. 157) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 

„Inhaltsübersicht 

§ 1 Zuständige Stellen 

§ 2 Landeskommission 

§ 3 Verfahren 

§ 4 Transplantationsbeauftragte 

§ 5 Auskunftserteilung 

§ 6 Kosten 

§ 7 Inkrafttreten`.` 

2. Dem § 1 wird folgender § 1 vorangestellt: 

1  
Zuständige Stellen 

Zur Aufklärung der Bevölkerung über die Möglich-
keiten der Organspende, die Voraussetzungen der Or-
ganentnahme und die Bedeutung der Organübertra-
gung gemäß § 2 des Transplantationsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2007 
(BGBl. I S. 2206), das zuletzt durch Artikel 5d des Ge-
setzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2423) geändert 
worden ist, sind insbesondere folgende Stellen zustän-
dig: 

1. die Krankenkassen und die privaten Krankenver-
sicherungsunternehmen, 

2. die Ärztekammern Nordrhein und Westfalen-Lippe, 

3. die Apothekerkammern Nordrhein und Westfalen-
Lippe, 

4. die Krankenhäuser sowie 

5. die Transplantationsbeauftragten (§ 4)." 

3. Die bisherigen §§ 1 und 2 werden die §§ 2 und 3. 

4. Der bisherige § 3 wird § 4 und wie folgt gefasst: 

4  
Transplantationsbeauftragte 

(1) Entnahmekrankenhäuser gemäß § 9a Absatz 1 des 
Transplantationsgesetzes bestellen mindestens eine 
nach den Weiterbildungsordnungen der Ärztekam-
mern Nordrhein und Westfalen-Lippe im Bereich der 
Intensivmedizin erfahrene Fachärztin oder einen im 
Bereich der Intensivmedizin erfahrenen Facharzt in 
Leitungsfunktion zur oder zum Transplantationsbe-
auftragten, die beziehungsweise der die zur Erfüllung 
dieser Aufgaben erforderlichen Kenntnisse und Er-
fahrungen gemäß Absatz 3 besitzt. Aufgabe der Trans-
plantationsbeauftragten ist insbesondere, darauf hin-
zuwirken, dass 

1. die Entnahmekrankenhäuser ihren Verpflichtungen 
nach § 9a Absatz 2 und § 11 Absatz 4 des Trans-
plantationsgesetzes nachkommen, 

2. verbindliche, schriftliche Handlungsanweisungen 
für den Ablauf einer Organspende vorliegen, die 
insbesondere Maßnahmen zur Hirntoddiagnostik, 
zur intensivmedizinischen Vorbereitung einer Or-
ganentnahme, zur Klärung des Willens der Patien-
tin bzw. des Patienten, zu Gesprächen mit Angehö-
rigen und zur frühestmöglichen Einbeziehung der 
Koordinierungsstelle nach § 11 Absatz 1 Satz 2 des 
Transplantationsgesetzes beinhalten, 

3. die Angehörigen von Organspenderinnen und 
-spendern in angemessener Weise begleitet werden, 
wobei die Koordinatorinnen beziehungsweise Ko-
ordinatoren der Koordinierungsstelle hinzugezo-
gen werden können, 

4. alle Todesfälle durch primäre oder sekundäre 
Hirnschädigung im Entnahmekrankenhaus der 
oder dem Transplantationsbeauftragten übermit-
telt, dokumentiert und im Rahmen der Qualitätssi-
cherung mit der Koordinierungsstelle ausgewertet 
werden. Diese erfolgt auf Basis der jeweils am 31. 
März eines Jahres im Rahmen der Finanzierungs-
regelung für Transplantationsbeauftragte fälligen 
Berichterstattung der Entnahmekrankenhäuser an 
die zentrale Koordinierungsstelle und einer zu-
sätzlichen Datenlieferung zu den Todesfällen 
durch primäre oder sekundäre Hirnschädigung am 
30. September eines Jahres an die Koordinierungs-
stelle für die Region Nordrhein-Westfalen. 

(2) Die Transplantationsbeauftragten beraten die 
Angehörigen ergebnisoffen und begleiten sie im Falle 
der Entscheidung zur Organspende beratend. Sie 
tragen dafür Sorge, dass alle an der Pflege Beteilig-
ten im notwendigen Umfang Zugang zu Fortbildung, 
insbesondere zu medizinischen und ethischen Fragen 
und Supervision erhalten. Die Transplantationsbe-
auftragen sind gemäß § 9b Absatz 2 des Transplanta-
tionsgesetzes dafür verantwortlich, dass das ärztli-
che und pflegerische Personal über die Bedeutung 
und den Prozess der Organspende regelmäßig infor-
miert wird. 

(3) Die Transplantationsbeauftragten sind bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben weisungsunabhängig 
und haben ein uneingeschränktes Zugangsrecht zu 
den Intensivstationen. Sie sind unmittelbar der Kran-
kenhausleitung gemäß § 31 Absatz 1 des Krankenh-
ausgestaltungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702) in der 
jeweils geltenden Fassung unterstellt. Die Kranken-
hausleitung unterstützt die Transplantationsbeauf-
tragten bei ihrer Aufgabenwahrnehmung und stellt 
ihnen die dafür notwendigen Informationen sowie 
personellen und sächlichen Mittel zur Verfügung. 
Zudem fördert sie die regelmäßige fachspezifische 
Fortbildung der Transplantationsbeauftragten. Zur 
Sicherstellung ihrer Qualifikation sind die Transplan-
tationsbeauftragten verpflichtet, innerhalb von drei 
Jahren nach ihrer Benennung eine curriculäre Fortbil-
dung zum Thema Organspende nachzuweisen. Für be-
reits benannte Transplantationsbeauftragte beginnt 
die Frist von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes. 

(4) Die Transplantationsbeauftragten sind soweit 
freizustellen, wie es zur ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich 
ist. 

(5) Das für Gesundheit zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung eine angemes-
sene pauschale Vergütung für die Tätigkeit der Trans-
plantationsbeauftragten festzusetzen." 

5. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt: 

"§ 5 
Auskunftserteilung 

Auf Verlangen hat der Krankenhausträger dem für 
Gesundheit zuständigen Ministerium oder dessen Be-
auftragten schriftlich Auskunft zu erteilen über 

1. die Zahl der im Krankenhaus verstorbenen Patien-
tinnen und Patienten, die als potenzielle Organ-
spenderinnen oder Organspender in Frage gekom-
men wären, 
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2. durchgeführte Maßnahmen zur Erfüllung der ge-
setzlichen Verpflichtungen nach § 11 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 4 des Transplantationsgesetzes." 

6. Die bisherigen §§ 4 und 5 werden die §§ 6 und 7. 

2128 
Artikel 2 

Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

In § 9 des Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 702), das zuletzt durch Gesetz vom 25. März 2015 (GV. 
NRW. S. 302) geändert worden ist, wird die Angabe „3" 
durch die Angabe „4" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 2. Februar 2016 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

(L. S.) 
	

Sylvia Löhrmann 

Der Finanzminister 

Dr.Norbert Walter-Borj ans 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf Jäger 

Für die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kampmann 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara Steffens 

- GV. NRW 2016 S. 78 

2251 
Gesetz 

zur Änderung des WDR-Gesetzes und 
des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen 

(15. Rundfunkänderungsgesetz) 
Vom 2. Februar 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Änderung des WDR-Gesetzes und 

des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen 
(15. Rundfunkänderungsgesetz) 

Artikel 1 
Änderung des WDR-Gesetzes 

Das WDR-Gesetz vom 25. April 1998 (GV. NRW. S. 265), 
das zuletzt durch das Gesetz vom 25. Juni 2015 (GV. 
NRW. S. 501) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst: 

„Inhaltsübersicht 

I. Rechtsform und Aufgaben 

Name, Rechtsform, andere Rundfunkunter-
nehmen 

Sitz und Studios 

Aufgaben, Sendegebiet 
Informationsrechte 

Programmauftrag 

Erfüllung des Programmauftrags 

Programmgrundsätze 

Kurzberichterstattung, Europäische Produkti-
onen, Eigen-, Auftrags- und Gemeinschafts-
produktionen 

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz 

Inhalte von Werbung und Tele-shopping, 
Kennzeichnung, Sponsoring, Einfügung der 
Werbung 

Werberichtlinien 
Zusammenarbeit mit anderen öffentlich-recht-
lichen Rundfunkveranstaltern und Dritten 

Verlautbarungsrecht, Sendezeit für Dritte 

Informationspflicht 

Gegendarstellung 

Eingaben und Beschwerden 

Anrufungsrecht 

Beweissicherung 

II. Organisation 
§ 13 Organe, Unvereinbarkeit von Ämtern und Tä-

tigkeiten 
§ 13a Gemeinsame Vorschriften für den Rund-

funkrat und den Verwaltungsrat 

§ 14 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft im 
Rundfunkrat und Verwaltungsrat 

§ 14a Transparenz 

1. Der Rundfunkrat 
§ 15 Zusammensetzung, Amtsdauer, Kostenerstat-

tung 

§ 16 Aufgaben des Rundfunkrats 

§ 17 Ausschüsse des Rundfunkrats 

§ 18 Sitzungen des Rundfunkrats 

§ 19 Teilnahme an Sitzungen des Rundfunkrats 

2. Der Verwaltungsrat 

§ 20 Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer, Kosten-
erstattung 

§ 21 Aufgaben des Verwaltungsrats 

§ 22 Verfahren des Verwaltungsrats 

§ 23 Sitzungen des Verwaltungsrats 

3. Die Intendantin oder der Intendant 

§ 24 Wahl, Amtsdauer, Abberufung, Ausschluss 

§ 25 Aufgaben der Intendantin oder des Intendan-
ten 

§ 26 Kündigung des Dienstvertrags 

4. Der Schulrundfunkausschuss 

§§ 27 - 29 (weggefallen) 

5. Redakteurvertretung, Schlichtungsausschuss, 
Redakteurstatut 

§ 30 Redakteurvertretung, Schlichtungsausschuss 

§ 31 Redakteurstatut 

6. Programmmitarbeiterinnen und -mitarbei-
ter 

§1 

§2 

§3 

§ 3a 
§4 

§ 4a 

§5 

§ 5a 

§6 

§ 6a 

§ 6b 

§7 

§8 

§ 8a 

§ 9  
§ 10 

§ 11 

§ 12 
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